Gefeg-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


* Nr. 10. 8 


(Nr. 2336.) Verordnung wegen einiger Ergänzungen und Abänderungen des Feuer⸗Sozietäts⸗ 
Reglements für die Provinz Weſtphalen vom 5. Januar 1836. D. d. den 
10. Februar 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


wollen in Folge des Landtags⸗Abſchiedes für die im Jahre 1841. zum Weſt⸗ 
phaͤliſchen Provinzial⸗Landtage verſammelt geweſenen Staͤnde de dato Sansſouci, 
den 6. Auguſt v. J. ad II. 18. nach den Antraͤgen Unſerer getreuen Staͤnde 
eee nachſtehende Ergaͤnzungen und Abaͤnderungen des Feuer⸗Sozietaͤts⸗ 
eglements fuͤr die Provinz Wendler vom 5. Januar 1836. genehmigen: 
§. 15. 

Der Eintritt in die Sozieraͤt mit den davon abhängigen rechtlichen Wir⸗ 
kungen, fo wie eine Erhöhung der Verſicherungsſumme findet, wenn nicht ein 
Anderes ausdrücklich in Antrag gebracht wird, nur Einmal jährlich, naͤmlich mit 
dem Tagesbeginn des erſten Januar jeden Jahres Statt. Doch iſt beides auch 
im Laufe des Jahres zu jeder Zeit geſtattet, wenn darum unter der ausdruͤck⸗ 
lichen Verpflichtung, alle Beitr ge fuͤr das ganze Jahr, ſowohl die ordentlichen, 
als die außerordentlichen, entrichten zu wollen, nachgeſucht wird. Der Wahl 
des Verſicherungsſuchers bleibt hierbei überlaffen, entweder, wie bisher, den 
Antrag auf Eintritt in die Sozietät oder auf Erhoͤhung der bisherigen Verſi⸗ 
cherungsſumme dem Ortsbeamten ohne Taxe zur weiteren Veranlaſſung zu uͤber⸗ 
geben, oder die Abſchaͤtzung der Gebaͤude durch die dazu Seitens der Sozietät 
beſtellten Taxatoren (S. 18.) ſelbſt zu bewirken, und mit dem Antrage auf Ein⸗ 
tritt in die Sozietät oder auf Erhöhung der bisherigen Verſicherungsſumme 
zugleich das anden ger Jnftrument zu uͤbereichenz in dieſem letz⸗ 
teren Falle tritt der erſicherungs-Vertrag mit dem Augenblick 
der Anmeldung in Wirkſamkeit, ſofern die Direktion die ihr nach wie vor 
verbleibende definitive — nicht verſagt. 

Der Austritt aus der Sozietaͤt, 0 wie jede Herunterſetzung der Verſi⸗ 
cherungsſumme, fo weit ſolche fonft zulaſſig iſt (SS. 14. u. 27.), findet nur Ein⸗ 
mal jaͤhrlich, naͤmlich mit dem Wat des letzten Dezember-Tages Statt. 

$. 21. 

Die Sozietaͤts⸗Direktion wird ermächtigt, in Stelle desjenigen Schemas 

zu den Taxations⸗Inſtrumenten, welches dem Reglement unter Litt. B. beigefuͤgt 
Jahrgang 1843. (Nr. 2336.) 16 it, 


(Ausgegeben zu Berlin den 20. März 1843.) 
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iſt, die Anwendung eines andern Schemas anzuordnen und deſſen Form zu be⸗ 
— 5 9 muß aber zuvor dem Oberpraͤſidenten zur Genehmigung vor⸗ 
gelegt werden. | 


Ad 5. 34. 
Der ordentliche Jahresbeitrag von jedem Einhundert Thaler Verſiche⸗ 

rungswerth wird in der zweiten Kla 

von zwei Silbergroſchen auf einen Silbergroſchen ſechs Pfennige, 
in der dritten Klaſſe . 

von drei Silbergroſchen auf zwei Silbergroſchen ſechs Pfennige, 
ermaͤßigt, und dagegen in der fuͤnften Klaſſe 

von fünf Silbergroſchen auf ſechs Silbergroſchen ſechs Pfennige, 
in der ſechsten Klaſſe 

von ſechs Silbergroſchen auf ſieben Silbergroſchen ſechs Pfennige, 
in der ſiebenten Klaſſe 

von ſieben Silbergroſchen auf acht Silbergroſchen 


erhoͤht. 
Ad S. 65. 

Die Wiederherſtellung der abgebrannten Gebaͤude muß innerhalb fuͤnf 
Jahren, welche vom Tage des Brandes, und bei den vor Verkuͤndigung der 
gegenwartigen Verordnung abgebrannten Gebäuden vom Tage dieſer Berkündt⸗ 
gung an zu rechnen ſind, bewirkt werden, widrigenfalls der Anſpruch auf Ent⸗ 
ſchaͤdigung erliſcht. Bei oͤffentlichen Gebäuden (Kirchen⸗, Schul-, Gemeinde⸗ 
Gebaͤuden ꝛc.) kann dieſe Friſt von dem Direktor, unter Zuſtimmung des Ober⸗ 
Praͤſidenten, bis zu funfzehn Jahren verlaͤngert werden. 


1 Ad 8. 66. 

Die Zuſtimmung der Kreisſtände wird auf die Falle beſchraͤnkt, wo ein 
Abgebrannter die gaͤnzliche Entbindung von der n des Gebaͤudes 
in Antrag bringt; dagegen werden die Regierungen ermächtigt, die Erlaubniß 
zur Ausführung des Baues auf einer anderen Stelle auch ſchon dann zu vers 
weigern, wenn ein blos polizeilich ermittelter Verdacht abſichtlicher Brandſtiftung 


vorhanden iſt. 
Ad 68. 67. und 119. 

Von den nach 5. 67. des Reglements mit Beſorgung der Feuer⸗Sozie⸗ 
taͤts⸗Geſchaͤfte beauftragten Ortsobrigkeiten koͤnnen für ſolche Auszüge aus dem 
Feuer⸗Sozietaͤts⸗Kataſter, deren Ertheilung in dem Reglement nicht ausdruͤcklich 
vorgeſchrieben ift, nach folgenden Sägen Gebühren erhoben werden: 

Fuͤr einen Auszug ruͤckſichtlich eines Gebaͤudes zu der Verſicherungsſumme 
von 200 Thalern und darunter 

zwei Silbergroſchen ſechs Pfennige, 
von über 200 Thaler bis 500 Thaler einſchließlich 
fuͤnf Silbergroſchen, 
von uͤber 500 Thaler bis 1000 Thaler einſchließlich 
ſieben Silbergroſchen ſechs Pfennige, 
von uͤber 1000 Thaler bis 5000 Thaler einſchließlich 
zehn Silbergroſchen, 
und 


und von über 5000 Thaler f n * 
Knien Ba ohne weitere Steigerung; > e 
für jede Eintragung oder Loͤſchung einer Hypothek RN nn 
zwei Silbergroſchen ſechs Pfennige. g 
Zur Zahlung dieſer . der Extrahent verpflichtet. 
0 77 


Zur 9 von Anträgen auf ſofortigen Eintritt in die Sozietät oder 
auf ſofortige Erhoͤhung der Verſicherungsſumme noch im Laufe des Jahres 
($. 15) ſollen zwei Tage in jedem Monat durch den Landrath für den Umfang 
ſeines Kreiſes beſtimmt, und dieſe Termine zu Anfang eines jeden Jahres be⸗ 
kannt gemacht werden. Von den in dieſen Terminen eingehenden Antraͤgen 
hat die Ortsbehoͤrde diejenigen, mit welchen zugleich das Abſchaͤtzungs⸗Inſtru⸗ 
ment übergeben iſt (ad $. 15. dieſer Verordnung) unverzuͤglich an den Land⸗ 
rath, Behufs Einholung der definitiven Genehmigung der Provinzial⸗Feuerſozie⸗ 
taͤts⸗Direktion, ee dagegen behaͤlt es hinſichtlich We Antraͤge, 
welche ohne ſolche Taxe (ad $. 15.) angebracht werden, bei der Vorſchrift des 
5. 77. des Reglements fein. Bewenden (con. ad §. 15. dieſer Verordnung). 

Ad SS. 78. 79. S0. und 81. 

Von den Beſtimmungen in den ss. 78. 79. 80. und 81. des Regle⸗ 
ments wird unter Hinweiſung auf die vorſtehende Abänderung ad §. 15. der 
Fall ausgenommen, wo mit dem Antrage auf 1 Eintritt in die Sozie⸗ 
tät oder Erhöhung der bisherigen Verſicherungsſumme zugleich das Abſchaͤtzungs⸗ 
Inſtrument uͤberreicht wird; in dieſem Falle iſt der Verſicherungsvertrag als mit 
dem Augenblick der Anmeldung beginnend zu betrachten, ſofern die Direktion 
die definitive Genehmigung nicht verſagt. 

Ad S. 122. Nr. 1. 

u den fremden Spritzen, welche fuͤr den Fall, daß ſie zuerſt auf der 
Brandſtaͤtte erſcheinen, einen Anſpruch auf die Praͤmie von fuͤnf oder zwei und 
einen halben Thaler haben, ſind ſolche Spritzen nicht zu rechnen, welche zwar 
an einem anderen Orte, als dem, wo der Brand ſtattfindet, aufgeſtellt find, 
dieſem letzteren Orte aber gemeinſchaftlich mit dem erſteren angehoͤren, iſt jedoch 
eine joishe gemeinſchaftliche Spritze auf der Brandſtaͤtte früher, als eine fremde 
Spritze eingetroffen, ungeachtet ſie von der Brandfidtte entfernter aufgeſtellt war, 
ſo hat dieſelbe auf die Prämie Anſpruch. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Wehn 

Geſchehen Berlin, den 10. Februar 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. Gr. v. Alvensleben. 


Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Seh. v. Buͤlow. v. Bo delſchwingh. 
5 Gr. zu Selbe Gr. v. Arnim. 9 
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-Nr-2337)- Privilegium wegen Emiſſion auf den Inhaber lautender Obligationen über 
42 24 n eine Anleihe der Berlin-Stettiner Eiſenbahn-Geſellſchaft zum Betrage 
* von 500,000 Thalern. Vom 13. Februar 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von Seiten der unterm 12. Oktober 1840. von Uns beſtaͤtig⸗ 
ten Berlin -Stettiner Eiſenbahn-Geſellſchaft darauf angetragen worden i „ bet: 
ſelben zur Deckung der fuͤr den Bau und den Betrieb der Eiſenbahn von 
Berlin nach Stettin außer dem ſtatutenmaͤßigen Fonds von 2,724,000 Fin 
fern nöthig werdenden Koften die Aufnahme eines Darlehns von 500,000 Tha⸗ 
lern Kourant, geſchrieben: 0 

„Fuͤnfhunderttauſend Thaler Kourant“ 
gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinskoupons verſehe⸗ 
ner Obligationen, jede zu 200 Thalern, geſchrieben: 

„Zweihundert Thalern“ 5 
zu geſtatten, ſo ertheilen Wir, in Beruͤckſichtigung der Gemeinnuͤtzigkeit des 
Unternehmens, in Gemaͤßheit des 8. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. ter 
gen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs- Verpflichtung an jeden 
Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Ge⸗ 
e zur Emiſſion der gedachten Obligationen unter nachſtehenden Be⸗ 

ingungen: 


I: 

Die Obligationen, auf deren Nückfeite ein Abdruck dieſes Privilegiums 
beigefügt wird, werden, jede zu 200 Thaler Kourant, in fortlaufenden Num⸗ 
mern von 1 bis 2500 nach beiliegendem Schema ausgefertigt und von dreien 
RS Direktoren und dem Rendanten der Geſellſchaft unterzeichnet. 

2 


§. 2. 

Das Darlehn trägt vier Prozent Zinſen. Zu deren Erhebung werden 
den Obligationen zunaͤchſt für ſechs Jahre zwölf halbjährige, vom 1. Juli d. J. 
an laufende, am 2. Januar und 1. Juli der betreffenden Jahre zahlbare Zins⸗ 
Koupons Nr. 1 bis 12 nach beiliegendem Schema beigegeben. Beim Ablauf 
a dieſer und jeder folgenden ſechsjaͤhrigen Periode werden, nach vorheriger oͤffent⸗ 
licher Bekanntmachung, Ir anderweite ſechs Jahre neue Zinskoupons ausge 
reicht. Die Ausreichung erfolgt an den Praͤſentanten des letzten Koupons, — 
mit deſſen Ruͤckgabe zu * N den Empfang der neuen quittirt wird, — ſo⸗ 
fern nicht vor deſſen Fälligkeits⸗Termine dagegen von dem Inhaber der Obli⸗ 
ation bei dem Direktorium ſchriftlich Widerſpruch erhoben worden iſt; im 
alle eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung an den Inhaber der 
Obligation. Dieſe Beſtimmung wird auf dem jedesmaligen letzten Koupon 

beſonders vermerkt. 10 


$. 3. 
Die Anſpruͤche auf Zinsverguͤtung erlöfhen und die Zinskoupons wer⸗ 
den unguͤltig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen vier Jahren nach der Ver⸗ 
fallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden. 8 


iD 


§. A. 

Die Verzinſung der Obligationen hört an dem Tage auf, an welchem 
fie zur Zuruͤckzahlung fällig find. Wird dieſe in Empfang genommen, fo müf- 
ſen zugleich die ausgereichten Zinskoupons, welche ſpaͤter als an jenem Tage 
verfallen, mit der fälligen Obligation eingeliefert werden; geſchieht dies nicht, fo 
wird der Betrag der fehlenden Zinskoupons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur 
Einloͤſung dieſer Koupons verwendet. 


F. B. 

Zur allmaͤligen Tilgung der Schuld wird jaͤhrlich, vom Jahre 1845. 
an, ein halbes 1 von dem Kapitalbetrage der emittirten Obligationen ver⸗ 
wendet; der Geſellſchaft bleibt jedoch vorbehalten, mit Genehmigung Unſers 
Handelsminiſters, nicht nur den Tilgungsfonds zu verſtaͤrken, ſondern auch die 
er noch nicht getilgten Obligationen zur Rückzahlung mit einem Male 
zu kuͤndigen. 

Die Beſtimmung der jaͤhrlich zur Tilgung kommenden Obligationen ge⸗ 
Kain durch Auslooſung Seitens des Direktoriums mit Zuziehung eines, das 

rotokoll fuͤhrenden Notarius in einem, vierzehn Tage zuvor, einmal oͤffentlich 
bekannt gemachten Termin, zu welchem Jedermann der Zutritt freiſteht. 
Die Bekanntmachung der Nummern der ausgelooſeten Obligationen, 
ſo wie eine etwaige allgemeine Kuͤndigung erfolgt durch dreimalige Einruͤckung 
in die Öffentlichen Blätter; die erſte Einruͤckung muß mindeſtens drei Monate 
vor dem beſtimmten Zahlungstermine ſtattfinden. 5 

Die Einloͤſung der ausgelooſeten Obligationen geſchieht am 1. Juli je⸗ 
den Fabre zuerſt im Jahre 1845.; die Einlöfung der gefündigten Obligatio⸗ 
nen kann ſowohl am 2. Januar, als am 1. Juli jeden Jahres ſtattfinden. Die 
3 erfolgt in beiden Faͤllen nach dem Nennwerthe gegen Auslieferung 
der Obligationen an deren Praͤſentanten. 

Die im Wege des Tilgungsverfahrens eingeloͤſeten Obligationen werden 
unter Beobachtung der oben wegen der Auslooſung vergeſchriebenen Ford. ver⸗ 
brannt. Diejenigen, welche im Wege der Kündigung oder der Rückforderung 
($. 8.) eingelöfet werden, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. 

Ueber die Ausführung der Tilgung wird dem für das Eiſenbahn⸗Unter⸗ 
nehmen beſtellten Kommiſſarius jaͤhrlich Nachweis gefuhrt. 

$. 6 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen amortiſirt wer⸗ 
den, ſo wird gerichtliches Aufgebot nach den allgemeinen geſeerche Beſtimmun⸗ 
gen erlaſſen. Fuͤr dergeſtalt amortiſirte, ſo wie auch fuͤr zerriſſene oder = 
unbrauchbar gewordene, an die Geſellſchaft zuruͤckgelieferte und gänzlich zu kaſ⸗ 
firende Obligationen werden neue dergleichen angefertigt. 

\ §. 7. i 

Die Nummern der zur Zuruͤckzahlung fälligen, nicht zur Einloͤſung vor⸗ 
gezeigten Obligationen werden waͤhrend zehn Jahren nach dem Zahlungstermine 
fährüch einmal von dem Direktorium der Geſellſchaft Behufs der Empfang⸗ 
nahme der ag öffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche nicht inner: 
halb eines Jahres nach dem letzten oͤffentlichen Aufrufe zur Einloͤſung vorgezeigt 
werden, ſind werthlos, welches von dem Direktorium, unter Angabe der 2 

(Nr. 2337.) 
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los gewordenen Nummern, alsdann Öffentlich zu erklaͤren iſt. Die . 
hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Verpflichtung mehr; doch kann ſie deren 
Anne oder theilweiſe Bezahlung vermittelſt eines Beſchluſſes der General⸗ 
Verſammlung aus Billigkeitsrückſichten gewaͤhren. 


F. 8. 

Außer den im 5. 5. gedachten Faͤllen find die Inhaber der Obligationen 
berechtigt, deren Nennwerth in folgenden Bällen von der Geſellſchaft in Stettin 
zuruͤckzufordern: a 

a) wenn faͤllige Zinskoupons, ungeachtet ſolche gehörig zur Einloͤſung praͤ⸗ 

ſentirt worden, laͤnger als drei Monate unberichtigt bleiben; 

b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen, oder 
uhr dieſelben erſetzenden Maſchinen, länger als ſechs Monate ganz 
aufhoͤrt; ö 

c) wenn gegen die Geſellſchaft, in Folge rechtskraͤftiger Erkenntniſſe, 
Schuldenhalber Exekution vollſtreckt wird; 

d) — die N $: 5. feſtgeſetzte Tilgung der Obligationen nicht einge⸗ 

alten wird. 

In den Fallen a. b. und c. kann das Kapital an demſelben Tage, wo einer 
dieſer Falle eintritt, zuruͤckgefordert werden; in dem Falle d. iſt dagegen eine 
dreimonatliche Kuͤndigungsftiſt zu beobachten. Das Recht zur Zuruͤckforderung 
dauert in dem Falle a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskoupons, in dem 
Falle b., bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes, in 
dem Falle c., ein Jahr, nachdem der vorgeſehene Fall eingetreten iſt; das Recht 
der Kündigung in dem Falle d., drei Monate von dem Tage ab, an welchem 
die Tilgung der Obligationen haͤtte erfolgen ſollen. ö 


ö §. 9. 
Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt 
und verordnet: f i i 

a) Die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht 
125 4 von Zinſen und Dividenden an die Aktionaire der Ge⸗ 
ellſchaft vor. 

b) Bis zur Tilgung der Obligationen darf die Geſellſchaft keine zur 
Eiſenbahn und zu den Bahnhoͤfen er orderlichen Grundſtuͤcke verkau⸗ 
fen; dies bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und 
der Nel befindlichen Grundſtuͤcke, auch nicht auf ſolche, welche 
innerhalb der Bahnhöfe etwa an den Staat oder an Gemeinden zur 
Errichtung von Poſt⸗, Polizei⸗ oder Steuer ⸗ lichen Einrichtungen, 
ni welche zu Packhoͤfen oder Waaren-⸗Niederlagen abgetreten werden 
möchten. 


e) Die Geſellſchaft darf weder Aktien kreiren, noch neue Darlehne auf⸗ 
nehmen, es ſey denn, daß für die jetzt zu emittirenden Obligationen 
das Vorzugsrecht ausdrücklich ſtipulirt werde ö 

d) Zur Geltendmachung der im $. 8. feſtgeſetzten Ruͤckforderungsrechte 
iſt den Inhabern der ee das geſammte bewegliche und un⸗ 


bewegliche Vermoͤgen der Geſellſchaft verhaftet. St 
e 


=. @ = 


Die vorſtehend unter b. und c. N Beſtimmungen ſollen jedoch auf die⸗ 
jenigen Obligationen ſich nicht beziehen, die, zur Ruͤckzahlung faͤllig erklaͤrt, 
nicht innerhalb ſechs Monaten nach Verfall zur Empfangnahme der Zahlung 
gehoͤrig praͤſentirt werden. 


$. 10. 

Alle in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen oͤffentlichen Bekanntmachun⸗ 
gen muͤſſen in die ah nde Meeufitie Staatszeitung u W, in die Stet⸗ 
tiner Zeitung und in die Boͤrſen⸗Nachrichten der Oſtſee zu Stettin eingeruͤckt 
werden. Sollte eins dieſer Blätter eingehen, fo genuͤgt die Bekanntmachung 
in den beiden anderen bis zur anderweitigen, mit Genehmigung Unſers Handels⸗ 
Miniſters zu treffenden Beſtimmung; ſie muß aber unter allen Umſtaͤnden jeder⸗ 
zeit in einer der zu Berlin erſcheinenden Zeitungen erfolgen. 


b 8. 11. 3 
3 ung der Obligationen, wie auch der Zinskoupons, die jeder⸗ 
zeit nach der Wahl der Berechtigten aus der Geſellſchaftskaſſe in Stettin oder 
Berlin geleiſtet wird, kann kein Arreſt bei der Geſellſchaft angelegt werden. 
Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Gläubiger haben Wir das 
gegenwartige landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und 
unter Unſerm Koͤniglichen Inſtegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den 
zes der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrlei⸗ 
ung von Seiten des Staats zu geben, oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 
Gegeben Berlin, den 13. Februar 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Bo delſchwingh. 


(Nr. 2337.) Ber: 
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Berlin: Stettiner EifenbahnObligation. 


n 
NE 


Inhaber dieſer Obligation W 
bahn⸗Geſellſchaft 


Zweihundert Thaler Preuß. Kourant 


Il 


hat an die Berlin: Stettiner Eiſen⸗ 


zu fordern, als Antheil an dem durch umſtehendes Koͤnigliches Privilegium 
autoriſirten Darlehn von Fuͤnfhunderttauſend Thalern. 

Die Zinſen mit vier Prozent fuͤr das Jahr ſind gegen die ausgegebenen, 
am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres 1 0 halbjaͤhrigen Zinskoupons 
zu erheben. 

Stettin, den 


Das Direktorium der Berlin Stettiner Eiſenbahn⸗Geſellſchaſt. 
unterſchriften von drei Direktoren.) 


Eingetragen 


im Obligationsbuch Fol. Der Rendant 


N. 


| 


Mit diefer Obligatkon find für den Zeitraum vom 1. Juli 1843. zwölf halbjährige 
Zinskoupons Nr. 1. bis 12. ausgegeben, von welchen der letzte den umſtehend §. 2 beſtimm⸗ 
ten Vermerk enthält. 


Zins- 


— 


Zinskoupon 1. 


zur 


Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn-Obligation N 
Vier Thaler Preuß. Kourant 


hat Inhaber dieſes vom 2. Januar 1844. ab in Stettin oder Berlin aus 


unſerer Geſellſchaftkaſſe zu erheben. 
Nach dem 2. Januar 1848. iſt dieſer Zinskoupon unguͤltig und werthlos 


Stettin, den 


Direktorium der Berlin-Stettiner Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. (ei 


Eingetragen (Coupon Nr. 12. Bemerkung). 
' . 5 
in der Zinskontrolle Fol. ——— 


Uunterſchrift des Konteplleurz) Der Präſentant dieſes Koupons iſt zur Entgegennahme 
der folgenden, über deren Empfang er zugleich durch deſſen 
Rückgabe quittirt, berechtigt, wenn dagegen nicht vor dem 
Fälligkeitstermine deſſelben, dem 1. Juli 1849., vom In⸗ 
haber der Obligation bei dem Direktorium ſchriftlich Wider⸗ 
ſpruch erhoben wird, in welchem Falle die Ausreichung 
der neuen Koupons gegen beſondere Quittung an den In⸗ 
haber der Obligation erfolgt. 
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(Nr. 2338.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 14. Februar 1843., betreffend den Tarif zur 
Erhebung des Brückgeldes an der Lippe-Brücke am Flahm bei Weſel. 


J. habe den mit Ihrem Berichte vom 1. d. M. eingereichten Tarif zur 
Erhebung des Bruͤckgeldes an der Lippe⸗Bruͤcke am Flahm bei Weſel geneh⸗ 
migt und ſende Ihnen denſelben vollzogen zuruͤck, um die Publikation durch die 
Geſetzſammlung zu veranlaſſen. 5 

Berlin, den 14. Februar 1843. 


Friedrich Wilhelm. 
An den Staats⸗ und Finanzminiſter v. Bodelſchwingh. 


Tarif, 


nach welchem das Bruͤckgeld an der Lippe-Bruͤcke am Flahm bei 
Weſel zu erheben iſt. 


oder ohne Reiter oder Laſ tere. — 6 
II. Von jedem Stuͤck Rindvieh oder Eſeln — 141 
III. Von jedem Fohlen, Kalb, Schwein, Ferkel, Schaaf, 
Lamm und von jeder Ziegen.. ä 
Befreiungen. 


Bruͤckengeld wird nicht erhoben: d 

1) von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des Koͤniglichen 
Hauſes oder den Koͤniglichen Geſtuͤten angehoͤren; . 

2) von Armee⸗Juhrwerken, und von Fuhrwerken und Thieren, welche Mi⸗ 
litair auf dem Marſche bei fi führt; von Pferden, welche von Dffizies 
ren, oder in deren Kategorie ſtehenden Militairbeamten im Dienſte und 

in 
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in Dienſt⸗Uniform geritten werden; ingleichen von den unangeſpannten 
etatsmaͤßigen Dienſtpferden der Offiziere, wenn dieſelben zu dienſtlichen 
Zwecken die Offiziere begleiten, oder beſonders gefuͤhrt werden, jedoch im 
letzteren Falle nur, ſofern die Fuͤhrer ſich durch die von der Regierung 
ausgeſtellte Marſchroute, oder durch die von der oberen Militairbehoͤrde 
ertheilte Order ausweiſen; ferner vom Militair aller Grade, und von 
Militairbeamten in Uniform, von Letzteren auch wenn ſie nicht uniformirt 
ind, inſofern ſie ſich daruͤber ausweiſen, daß der Uebergang in Dienſt⸗ 
Angelegenheiten geſchehe; endlich von Kriegsreſerviſten, Landwehrmaͤnnern 
und Rekruten, auf dem Wege zu ihren Korps oder zur Uebung, und 
von da zuruͤck, wenn ein Unterofſtzier oder Offizier in Uniform fie führt, 
oder wenn ſie ſich durch die Einberufungsorder oder den Kriegsreſerve⸗ 
Paß ausweiſen; 

3) von Fuhrwerken und Thieren, deren ſich mit Freikarten verſehene oͤffent⸗ 
liche Beamte auf Dienſtreiſen innerhalb ihrer Geſchaͤftsbezirke bedienen; 
von ordinairen Poſten, einſchließlich der Schnell-, Kariol- und Reitpoſten, 
nebſt Beiwagen, ingleichen von oͤffentlichen Koutieren und Eſtafetten, und 
Pf 9 von Poſtbefoͤrderungen leer zuruͤckkehrenden Wagen und 

erden; 

5) von Fuhrwerken und Thieren, mittelſt deren Transporte fuͤr unmittelbare 
Rechnung des Staates ge chehen, auf Vorzeigung von Freipaͤſſen; von 
Vorſpannfuhren auf der Hin- und Ruͤckreiſe, wenn ſie ſich als ſolche 
durch die Beſcheinigungen der Ortsbehoͤrde, ingleichen von Lieferungs⸗ 
Fuhren, ebenfalls auf der Hin- und Ruͤckreiſe, wenn fie fi als ſolche 
durch den Fuhrbefehl ausweiſen; 

6) von Feuerloͤſchungs⸗, Kreis: und Gemeinde: Hülfsfuhren, von Armen- 
und Arreſtanten⸗Fuhren; 

7) von Fuhren mit thieriſchem Duͤnger (Stallduͤnger, Miſt); 

8) von Wirthſchaftsvieh, von Beſtellungs⸗ und Erndtefuhren, einfchließ- 
lich der Fuhren mit Aſche, Gyps, Kalk u. ſ. w., fuͤr diejenigen Einge⸗ 
ſeſſenen der Weſeler Feldmark, welche auf den entge engeſetzten, rechten 
907 deem Lippe⸗Ufer Grundſtuͤcke beſitzen, bei dem Verkehr, nach oder 

on dieſen; 

9) von Fuhrwerken, die Chauſſee⸗Baumaterialien anfahren, ſofern nicht durch 
den 6 der Finanzen und des Handels Ausnahmen angeordnet 
worden. 

10) Hinſichtlich der in Betreff der Bruͤckgeld⸗ Entrichtung rechtlich begründeten 
beſonderen Verhaͤltniſſe wird durch den Inden ic Tarif nichts 


geaͤndert. 8 
Zuſäͤtzliche Beſtimmungen. 

1) Jeder Führer von Fuhrwerk und Vieh muß bei der Hebeſtelle anhalten, 
auch wenn er nicht verpflichtet iſt, Bruͤckgeld zu bezahlen. Nur hinſicht⸗ 
lich der Poſtillione, welche Preußiſche Poſtfuhrwerke, oder Poſtpferde 
uͤhren, findet, wenn ſie zuvor in das Horn ſtoßen, eine Ausnahme ſtatt. 

2) Zu der, ‚für den Abgaben⸗Betrag maaßgebenden Beſpannung eines Fuhr⸗ 
werkes werden ſowohl die zur Zeit der Beruͤhrung der Hebeſtelle ange⸗ 

(Nr. 2338.) ſpann⸗ 
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ſpannten, als auch alle diejenigen Thiere gerechnet, welche, ohne augen⸗ 
en 950 andere Beſtimmung zu haben, bei dem Fuhrwerke bes 
ndlich ſind. 

3) Ueber das bezahlte Bruͤckgeld hat jeder Paſſant eine Quittung zu fordern, 
dieſelbe den Steuer-, Polizei- oder Wege⸗Aufſichtsbeamten, auf Ver⸗ 
langen jederzeit vorzuzeigen, und, bei Vermeidung nochmaliger Zahlung, 
1 15 naͤchſten, von ihm beruͤhrten Chauſſee, oder ſonſtigen Kontroleſtelle, 
abzugeben. 6 

Die Fortſetzung der Fahrt bis zur naͤchſten Hebe- oder Controleſtelle 
darf jedoch in keinem Falle, und ar dann nicht gehindert werden, wenn 
ſich eine Kontravention ergeben ſollte f 

A) Wer, wider die Beſtimmung zu 1., bei der Hebeſtelle nicht anhält, oder, 
in dem zu 2. bezeichneten Falle, die vor der beruͤhrten Hebeſtelle benutzte 
ftärfere Beſpannung, vor der Hebeſtelle davon trennt, und als unange⸗ 
ſpannte angiebt, oder uͤberhaupt es unternimmt, ſich der Entrichtung des 
Bruͤckgeldes auf irgend eine Art ganz, oder theilweiſe zu entziehen, er⸗ 
legt, außer der vorenthaltenen Abgabe, deren vierfachen Betrag, mindeſtens 
aber Einen Thaler Strafe. 

5) Wer eigenmaͤchtig das geſchloſſene Bruͤckengitter oͤffnet, zahlt 3 Thaler, 
wer, der Beſtimmung zu 3. zuwider, die von der Hebeſtelle empfangene 
Quittung nicht vorzeigt, 10 Silbergroſchen bis 1 Thaler Strafe. 

6) Auf der Bruͤcke darf nur im Schritt gefahren, oder geritten, auch darf 
nicht angehalten und hierdurch, oder auf irgend eine andere Weiſe die 
882 05 gefpertt, oder verengt werden, bei einer Strafe von 10 Sgr. 

i aler. | 

7) Wer die Bruͤcke, das zu derſelben gehörige Empfangslokale, Gitter thor, 
die bei der Hebeſtelle aufgeſtellte Tariftafel, oder ſonſtige Zubehoͤrungen 
beſchaͤdigt, muß, in ſofern er nach den allgemeinen Strafgeſetzen nicht 
eine härtere Strafe verwirkt hat, außer dem Schaden-Erſatze, eine Strafe 
von einem bis it Thalern erlegen. 

8) Im Unvermoͤgensfalle, tritt verhaͤltnißmaͤßiges Gefaͤngniß an die Stelle 
der vorſtehend angeordneten Geldſtrafen. 

9) Widerſetzlichkeicen gegen die Hebe⸗Beamten, — als welcher auch der 
Bruͤckgeld⸗-Paͤchter anzuſehen iſt, — werden nach den allgemeinen Ge⸗ 
ſetzen beſtraft. N f 

10) Unſichere, oder unbekannte Uebertreter ſind zur Haft zu bringen, und an 
die zuſtaͤndigen Behoͤrden abzuliefern. 

Berlin, den 14. Februar 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. 
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